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Informations- und Auskunftsrechte von 
Begünstigten, insbesondere im Hinblick 
auf die Ermessensbegünstigten 1

Manuel Walser 2

A.  Einleitung

1.  Ausgangslage
Der Stiftung kommt als Verbandsperson des liechten-
steinischen Rechts eine eigene Rechtspersönlichkeit und 
damit eine Abschirmwirkung gegenüber den Beteiligten 
und Dritten zu. 3 Der Stifter hat bei der Stiftungserrichtung 
das Vermögen einem bestimmt bezeichneten Zweck zu 
widmen und er hat hierfür Begünstigte zu bestimmen. 4 
Der Stiftungsrat hat fortan das Stiftungsvermögen aus-
schliesslich zugunsten der Begünstigten der Stiftung zu 
verwalten und zu verwenden. Die Begünstigten sind die 
Zweckadressaten und haben einen beschränkten Ein-
fluss auf die Stiftung; ihnen steht einerseits extern ein 
Antragsrecht an das Gericht zum Erlass von aufsichts-
rechtlichen Massnahmen zu (sog. «externe Foundation 
Governance») und andererseits intern ein Informations- 
und Auskunftsrecht gegenüber der Stiftung (sog. «interne 
Foundation Governance»). Der vorliegende Beitrag wid-
met sich Letzterem.

2.  Anwendbares Recht
Auf Stiftungen ist dasjenige Recht anwendbar, das in 
den Statuten für anwendbar erklärt bzw. nach welchem 
Recht sie organisiert ist. 5 Auch im Anwendungsbereich 
des (ausländischen) internationalen Gesellschaftsrechts 
richten sich die gesellschaftsrechtlichen Belange der Stif-
tung, insbesondere die Auskunfts- und Rechenschaftsan-
sprüche eines Begünstigten, nach dem Personalstatut der 
Stiftung und damit der sog. «Gründungstheorie» folgend 
nach liechtensteinischem Recht. 6 Sofern eine Stiftung ge-
mäss ihren Statuten nach den Bestimmungen der Art 552 
§§ 1 ff. PGR errichtet ist, kommt auf sie somit in jedem 
Fall liechtensteinisches Stiftungsrecht zur Anwendung.

Am 01.04.2009 ist in Liechtenstein das neue Stiftungs-
recht in Kraft getreten. 7 Auf Stiftungen, die vor Inkrafttre-
ten des neuen Rechts gegründet wurden, findet grund-
sätzlich noch das alte Stiftungsrecht Anwendung, soweit 
im Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 8 Für die Infor-

1	 Schriftliche Fassung des gleichnamigen Vortrags, den der Ver-
fasser am 14.11.2019 im Rahmen des 12. liechtensteinischen 
Stiftungsrechtstages 2019 der Universität Liechtenstein in Vaduz 
gehalten hat.

2	 Der Verfasser ist Rechtsanwalt bei der Walser Rechtsanwälte AG, 
Lettstrasse 37, Postfach 580, 9490 Vaduz. Kontakt: office@wal-
ser-law.li; www.walser-law.li. 

3	 Art 552 § 1 Abs 1 PGR; Art 106 PGR.
4	 Art 552 § 1 Abs 1 und § 16 Abs 1 Ziff. 4 PGR; OGH 06.03.2008, 

LES 2008, 279.
5	 Art 245 Abs 1 i.V.m. Art 232 Abs 1 PGR.
6	 Vgl. EuGH 09.03.1999, Rs. C-212/97, «Centros»; EuGH 05.11.2002, 

Rs. C-208/00, «Überseering»; BGH 08.09.2016, BGH III ZR 7/15, E. 
14 m.w.N.

7	 Gesetz vom 26.06.2008 über die Abänderung des Personen- und 
Gesellschaftsrechts, LGBl. 2008 Nr. 220.

8	 Art 1 Abs 1 Übergangsbestimmungen, LGBl. 2008 Nr. 220; vgl. 
jüngst OGH 07.09.2017, LES 2017, 180.

mations- und Auskunftsrechte der Begünstigten 9 sowie 
die entsprechenden gesetzlichen Einschränkungen 10 ist 
hingegen das neue Recht anwendbar. 11 Insofern besteht 
eine volle Rückwirkung der neuen Rechtslage und damit 
für die Begünstigten – unabhängig vom Zeitpunkt der 
Gründung der Stiftung – ein einheitlicher Informations- 
und Auskunftsstandard.

3.  Status der Stiftung
Der Zweck der Stiftung kann privatnützig oder gemein-
nützig ausgestaltet sein. In der Regel ist der Stiftungs-
zweck zweiaktig festgelegt, namentlich durch einen all-
gemein formulierten (Standard-)Zweck in den Statuten 
und eine Konkretisierung in den Beistatuten. 12 Die Stif-
tung ist gemeinnützig, wenn sie ganz oder überwiegend 
gemeinnützige Zwecke im Sinne von Art 107 Abs 4a PGR 
verfolgt und es sich nicht um eine Familienstiftung han-
delt. 13 Bei gemeinnützigen Stiftungen ist das Informati-
ons- und Auskunftsrecht der Begünstigten aufgrund der 
öffentlichen Aufsicht der Stiftungsaufsichtsbehörde ge-
nerell ausgeschlossen. 14 Begünstigten kommt somit nur 
bei privatnützigen Stiftungen ein Informations- und Aus-
kunftsanspruch zu. Es handelt sich dabei um Stiftungen, 
die ihrem Zweckbeschrieb nach ganz oder überwiegend 
privatnützige Zwecke verfolgen. 15 Dies ist insbesondere 
bei reinen oder gemischten Familienstiftungen der Fall. 16

4.  Ermessensbegünstigte
Das Stiftungsrecht unterscheidet zwischen Begünstig-
ten mit einem rechtlichen Anspruch auf einen nach den 
Bestimmungen der Stiftungsdokumente sowohl dem 
Zeitpunkt als auch der Höhe nach bestimmten oder be-
stimmbaren Vorteil aus dem Stiftungsvermögen (sog. 
«Begünstigungsberechtigte») 17 und Begünstigten ohne 
Rechtsanspruch, deren mögliche Begünstigung im Er-
messen des Stiftungsrates liegt (sog. «Ermessensbegüns-
tigte»). 18 In letzterem Fall hat der Stiftungsrat sein Er-
messen pflichtgebunden auszuüben. 19 In den Statuten 
von Stiftungen, insbesondere bei Familienstiftungen, 20 
ist für die Begünstigten regelmässig weder der genaue 
Zeitpunkt (Fälligkeit) noch der konkrete Betrag der Be-
günstigung genannt; dies obliegt dem Ermessen des 
Stiftungsrats. Es handelt sich dabei um eine Ermessens-

9	 Art 552 § 9 PGR.
10	 Namentlich bei Widerrufsrecht des Stifters (Art 552 § 10 PGR), 

bei Errichtung eines Kontrollorgans (Art 552 § 11 PGR) und bei 
beaufsichtigten Stiftungen (Art 552 § 12 PGR).

11	 Art 1 Abs 4 Übergangsbestimmungen, LGBl. 2008 Nr. 220; OGH 
05.02.2016, LES 2016, 61; OGH 04.09.2015, LES 2015, 210.

12	 Vgl. Art 552 § 16 Abs 1 Ziff. 4 PGR; OGH 06.03.2008, LES 2008, 
279.

13	 Art 552 § 2 Abs 2 PGR.
14	 Art 552 § 12 PGR; s. dazu hinten Punkt C.10.
15	 Art 552 § 2 Abs 3 PGR.
16	 Art 552 § 2 Abs 4 PGR; vgl. OGH 06.03.2008, LES 2008, 279.
17	 Art 552 § 6 PGR.
18	 Art 552 § 7 PGR.
19	 Vgl. Art 182 Abs 2 PGR; sog. «Business Judgment Rule». Der Stif-

tungsrat hat sich bei seiner Ermessensausübung am anlässlich der 
Stiftungserrichtung erklärten Willen des (wirtschaftlichen) Stifters 
und am Stiftungszweck zu orientieren. 

20	 Art 552 § 2 Abs 4 PGR; OGH 06.03.2008, LES 2008, 279.
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satzurkunde und allfällige Reglemente 26 sowie ferner 
Anspruch auf Auskunftserteilung, Berichterstattung und 
Rechnungslegung. 27 Zu diesem Zweck kann er Einsicht 
in alle Geschäftsbücher und Papier sowie in das Rech-
nungswesen der Stiftung nehmen und Abschriften er-
stellen. 28

2.  Sinn und Zweck
Eine Stiftung hat keine Eigentümer oder Mitglieder, son-
dern – neben den Organen der Stiftung – lediglich Be-
günstigte, zu deren Gunsten das Stiftungsvermögen zu 
verwalten und zu verwenden ist. Sinn und Zweck des 
Auskunftsanspruches des Begünstigten ist denn auch die 
Durchsetzung der Vermögensrechte der Begünstigten, 
die Überwachung und Kontrolle der zweckgemässen 
Stiftungsverwaltung und Verwendung des Stiftungsver-
mögens sowie die Überwachung der ordnungsgemässen 
Geschäftsführung des Stiftungsrats. 29 

Dem Informations- und Auskunftsrecht kommt damit 
eine Kontrollfunktion zu. Das Informationsrecht dient 
insbesondere der Feststellung der aktuellen Vermögens-, 
Ertrags- und Finanzlage der Stiftung und ihrer Beteili-
gungen, der Feststellung der Entwicklung dieser Vermö-
gens-, Ertrags- und Finanzlage im Zeitablauf sowie der 
Feststellung, ob diese Entwicklung durch Missstände ge-
stört ist, die das Stiftungsvermögen beeinträchtigen oder 
gefährden. 30

Das Recht auf Kontrolle und Überprüfung der Ge-
schäftsführung ist ein allgemeiner Grundsatz des liech-
tensteinischen Gesellschaftsrechts. 31 Hierfür steht den 
Beteiligten ein umfassendes Auskunfts- und Einsichts-
recht zu. 32 Es dient ihnen als punktuelles Aufsichtsmit-
tel. 33 Aufgrund dieser Überwachungsfunktion ist das 
Informationsrecht des Begünstigten als umfassend anzu-
sehen und weit auszulegen. 34

3.  Rechtsnatur
Im alten Stiftungsrecht konnte der Stifter anlässlich der 
Errichtung der Stiftung bzw. der Stiftungsrat nach der Er-
richtung in den Statuten Regelungen zur Beschränkung 
von weitreichenden Informationsrechten der Begünstig-
ten gegenüber der Stiftung treffen; der generelle Aus-
schluss von Auskunfts- und Informationsrechten in den 
Statuten war allerdings unzulässig. 35

Das neue Stiftungsrecht geht nunmehr von einem zwin-
genden Charakter des Informations- und Auskunftsrechts 
der Begünstigten aus. 36 Dieses Recht der Begünstigten 
ist als ihr Kontrollrecht ein wesentlicher Bestandteil der 

26	 Art 552 § 9 Abs 1 PGR.
27	 Art 552 § 9 Abs 2 PGR.
28	 Art 552 § 9 Abs 2 PGR.
29	OGH 04.03.2016, LES 2016, 110; OGH 07.02.2008, LES 2008, 272; 

OGH 04.05.2005, LES 2006, 191.
30	OGH 11.04.2014, LES 2014, 122 m.w.H.
31	 Vgl. OGH 23.07.2004, LES 2005, 392.
32	 Vgl. OGH 07.10.2016, LES 2016, 256, zum Bucheinsichtsrecht des 

Aktionärs.
33	OGH 04.05.2005, LES 2006, 191.
34	OGH 01.12.2017, LES 2018, 43; OGH 06.10.2017, LES 2017, 192; 

OGH 04.05.2005, LES 2006, 191; OGH 23.07.2004, LES 2005, 392.
35	OGH 07.02.2008, LES 2008, 272.
36	 BuA Nr. 13/2008, S. 65.

begünstigung. 21 Dies selbst dann, wenn sich die Begüns-
tigung «auf das gesamte Vermögen und dessen Erträge 
ohne Einschränkung» erstreckt. 22 Den Ermessensbegüns-
tigten kommt kein Rechtsanspruch auf Ausschüttung des 
Stiftungsvermögens zu. 23 Ein durchsetzbarer Anspruch 
ergibt sich erst dann, wenn der Stiftungsrat eine entspre-
chende Ausschüttung beschlossen hat. Die Stiftung ist in 
diesen Fällen diskretionär ausgestaltet.

Bei einer Ermessensbegünstigung kann weiters diffe-
renziert werden, ob der Stiftungsrat bei unwiderruflich 
festgelegten Begünstigungen nur über den Zeitpunkt 
und die Höhe der Begünstigung frei entscheiden kann 
(sog. «unechte» Ermessensbegünstigung) oder ob der 
Stiftungsrat auch die Person des Begünstigten im freien 
Ermessen auswählen kann, etwa aus einem im Voraus 
bestimmten Begünstigtenkreis (sog. «echte» Ermessens-
begünstigung). 24 Die «unechte» Ermessensbegünstigung 
bewirkt eine bedingt entstandene und betagte Forde-
rung des Ermessensbegünstigten auf die Ausrichtung 
einer Begünstigung bzw. des Liquidationserlöses gegen-
über der Stiftung; sie unterliegt der Pfändung, auch wenn 
derzeit (noch) kein klagbarer Leistungsanspruch besteht, 
denn mittel- bis langfristig ist mit Zuwendungen an den 
Begünstigten zu rechnen, zumal der Stiftungsrat grund-
sätzlich verpflichtet ist, nach Massgabe der wirtschaftli-
chen Gestion sowie der Ertrags- und Vermögenslage der 
Stiftung Ausschüttungen vorzunehmen. 25 Private oder 
öffentlich-rechtliche Gläubiger eines «unechten» Ermes-
sensbegünstigten können dadurch allenfalls auf die ihm 
gemäss Praxis des Stiftungsrats jährlich ausgeschütteten 
Teilbeträge – nicht jedoch auf das gesamte Stiftungsver-
mögen – zugreifen. Somit besteht in solchen Fällen für 
die Ermessensbegünstigten kein Pfändungsschutz.

5.  Fragestellung
Im Folgenden wird der Frage nachgegangen, welche 
Informations- und Auskunftsrechte den Begünstigten, 
insbesondere den Ermessensbegünstigten, zukommen 
(Punkt B) und welche Einschränkungen bestehen (Punkt 
C). Sodann erfolgt eine Darstellung der verfahrensrechtli-
chen Durchsetzung solcher Informations- und Auskunfts-
rechte (Punkt D). Abgerundet wird der vorliegende Bei-
trag durch eine Zusammenfassung und Würdigung der 
Ergebnisse (Punkt E).

B.  Informations – und Auskunftsrechte 
der Begünstigten

1.  Grundsatz
Gemäss Art 552 § 9 PGR hat der Begünstigte der Stif-
tung, soweit es seine Rechte betrifft, Anspruch auf Ein-
sichtnahme in die Stiftungsurkunde, die Stiftungszu-

21	OGH 11.12.2018, 04 CG.2017.17, LES 2019, 27; OGH 04.05.2018, 
LES 2018, 146; OGH 07.12.2012, LES 2013, 42; zur alten Rechts-
lage OGH 05.06.2003, LES 2004, 67.

22	OGH 07.06.2019, LES 2019, 150.
23	OGH 06.03.2008, LES 2008, 354.
24	 Vgl. Gasser, Liechtensteinisches Stiftungsrecht, Praxiskommentar, 

Vaduz/Bregenz 2013, Art 552 § 36 PGR Rz 6 und 7 m.w.N.
25	OGH 03.12.2009, LES 2010, 156; OGH 03.09.2009, LES 2010, 70; 

OGH 08.11.2007, LES 2008, 266.
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die Lage versetzt werden, ihre Begünstigtenrechte zu 
wahren, etwa bei fehlender Kenntnis über ihre Begüns-
tigtenstellung. 50

Das Auskunftsrecht umfasst in urkundlicher Hinsicht 
insbesondere folgende Dokumente der Stiftung: 51

–	 Statuten (inkl. allfälliger Änderungen);
–	 Beistatuten (inkl. allfälliger Änderungen);
–	 Reglemente (inkl. allfälliger Änderungen);
–	 Beschlüsse des Stiftungsrats (z. B. betreffend Vermö-

genswidmungen und Ausschüttungen);
–	 Entwürfe und Notizen (z. B. Entwürfe von Statuten, 

Beistatuten etc., Besprechungs- und Telefonnotizen);
–	 Protokolle über Sitzungen des Stiftungsrats und an-

derer Organe;
–	 Instruktionen von weisungsbefugten Personen;
–	 Verträge im Zusammenhang mit der Verwaltung und 

Verwendung des Stiftungsvermögens;
–	 Korrespondenz der Stiftung und der (gegenwärtigen 

und früheren) Stiftungsräte;
–	 Vermögensverzeichnisse sowie entsprechende Auf-

zeichnungen und Belege des Rechnungswesens; 52

–	 Rechnungen (z. B. Anwaltshonorare);
–	 Soweit vorhanden (etwa bei Stiftungen, die ein nach 

kaufmännischer Art geführtes Gewerbe betreiben) 
Geschäftsbücher, Bilanzen, Jahresrechnungen, Bu-
chungsbelege, allfällige Geschäftsberichte und Revi-
sionsberichte;

–	 Bankkontounterlagen (z.  B. Kontoeröffnungsunter-
lagen, Kontoauszüge, Bankbelege, Zahlungsaufträge, 
Belastungsanzeigen, Bankzeichnungsrechte etc.);

–	 Dokumente über die Vermögensverwaltung, nament-
lich über die Anlage des Stiftungsvermögens und des-
sen Entwicklung (unter Ausweisung des Gewinnes 
und Verlustes), über die Performance und die Kosten 
der Vermögensverwaltung;

–	 Kosten der Stiftungsverwaltung im Allgemeinen.
Durch die Einsicht in diese Unterlagen wird dem Be-

günstigten ermöglicht, einerseits die statutenkonforme 
Behandlung seiner Begünstigtenstellung und anderer-
seits die zweckgemässe Verwaltung und Verwendung 
des Stiftungsvermögens sowie die ordnungsgemässe 
Geschäftsführung des Stiftungsrats zu prüfen. 53 Die Ein-
sichtsgewährung in nur einzelne Unterlagen, wie etwa in 
den Bericht der Revisionsstelle, ersetzt allerdings das In-
formations- und Auskunftsrecht des Begünstigten nicht. 54

Sofern der Begünstigte am gesamten Vermögen und 
Ertrag der Stiftung (wenngleich auch nur mit einer 
Quote) begünstigt ist, betrifft sein Interesse und damit 

50	 Bei der proaktiven Information von Begünstigten handelt es sich 
um eine pflichtgebundene Ermessensausübung des Stiftungs-
rats. Er hat dabei insbesondere die Verwirklichung des Stiftungs-
zwecks, die Belange der Begünstigten und das Sicherstellen einer 
funktionierenden Governance der Stiftung zu beachten. Insofern 
trifft den Stiftungsrat in bestimmten Fällen eine Informationsob-
liegenheit.

51	 Vgl. OGH 06.10.2017, LES 2017, 192; OGH 11.04.2014, LES 2014, 
122; OGH 07.02.2008, LES 2008, 272; OGH 23.07.2004, LES 2005, 
392.

52	 Art 552 § 26 PGR.
53	OGH 07.02.2008, LES 2008, 272.
54	Gasser, Liechtensteinisches Stiftungsrecht, Praxiskommentar, 

Art 552 § 9 PGR Rz 27 m.w.N.

internen Foundation Governance; es ist zwingend und 
kann durch die Statuten nicht ausgeschlossen werden. 37

4.  Rechte von Ermessensbegünstigten
Nach der alten Rechtslage stand das Recht auf Auskunfts-
erteilung nur den Begünstigungsberechtigten (sowie den 
Anwartschaftsberechtigten) zu, nicht aber den Ermes-
sensbegünstigten. 38

Nach dem neuen Stiftungsrecht sind alle Begünstigten 
im Sinne von Art 552 §§ 5 bis 8 PGR informations- und 
auskunftsberechtigt. 39 Damit ist bei Stiftungen nun ins-
besondere auch der Ermessensbegünstigte 40 informati-
onsberechtigt; 41 eine widmungswidrige Verwendung des 
Stiftungsvermögens ginge nämlich auch zu seinen Las-
ten, weil sie seine Chance auf künftige Ausschüttungen 
schmälern würde. 42 Würden bei Ermessensbegünstig-
ten keine Informations- und Auskunftsrechte bestehen, 
wären privatnützige Stiftungen, insbesondere Familien-
stiftungen, bei denen häufig ausschliesslich Ermessens-
begünstige vorhanden sind, praktisch kontrollfrei. 43

5.  Inhalt und Umfang des Auskunftsrechts
Das Recht auf Information und Auskunft des Begünstig-
ten umfasst sämtliche Dokumente, welche die Rechte des 
Begünstigten und die Verwaltung und Geschäftsführung 
der Stiftung sowie den Stand des Stiftungsvermögens 
betreffen. 44 Durch den Einschub «soweit es seine Rechte 
betrifft» 45 wird jedoch klargestellt, dass der Anspruch ge-
genüber der Stiftung auf jene Bereiche der stiftungsrele-
vanten Informationen beschränkt ist, die unmittelbar die 
Rechte des um Auskunft Ersuchenden betreffen. 46 Davon 
sind alle Informationen erfasst, die auf den Zu- und Ab-
fluss des Stiftungsvermögens einen Einfluss haben.

Das Auskunftsrecht beinhaltet in sachlicher Hinsicht 
die Einsichtnahme in die organisatorischen Grundlagen 
der Stiftung, ferner die Auskunftserteilung, Berichterstat-
tung und Rechnungslegung. 47 Die Auskunft kann auch 
mündlich erteilt werden. 48 Die Stiftung hat nur (aber im-
merhin) die Herstellung von Kopien (nach Durchfüh-
rung des Akteneinsichtsrechts) zu dulden; sie hat aber 
keine Herausgabepflicht. 49 Den Stiftungsrat trifft dem-
nach grundsätzlich keine Pflicht zur proaktiven Infor-
mation der Begünstigten. Eine Ausnahme besteht aber 
wohl (nur) in jenen Fällen, in denen die Betroffenen 
durch die Informationserteilung des Stiftungsrats erst in 

37	 Jakob, Die liechtensteinische Stiftung, Zürich 2009, Rz 474 ff.; s. 
zu den Ausnahmen nachfolgend Punkt C.

38	OGH 05.06.2003, LES 2004, 67, mit Hinweis auf § 68 TruG.
39	 BuA Nr. 13/2008, S. 62.
40	 Art 552 § 7 PGR.
41	 Anders hingegen bei Ermessensbegünstigten eines Trusts: Jüngst 

OGH 06.04.2018, LES 2018, 125; OGH 12.03.2015, LES 2016, 73.
42	 BuA Nr. 13/2008, S. 62; OGH 11.04.2014, LES 2014, 122; vgl. auch 

OGH 06.10.2017, LES 2017, 192.
43	 BuA Nr. 13/2008, S. 63.
44	OGH 23.07.2004, LES 2005, 392.
45	 Art 552 § 9 Abs 1 und 2 PGR.
46	 Art 552 § 9 Abs 1 und 2 PGR.
47	 BuA Nr. 13/2008, S. 64.
48	OGH 06.09.2007, LES 2008, 130; StGH 15.04.2008, StGH 2007/123, 

GE 2009, 344.
49	 S. dazu nachfolgend Punkt D.3.
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C.  Schranken des Informations – und 
Auskunftsrechts

1.  Allgemeines
Auch wenn das Informations- und Auskunftsrecht der 
Begünstigten grundsätzlich zwingenden Charakter hat, 
so gilt es doch nicht schrankenlos. 57 Das Stiftungsrecht 
selbst sieht bestimmte Ausnahmen vor. Einerseits ist dies 
bei besonderen Konstellationen und Interessenslagen 
gemäss Art 552 § 9 Abs 2 PGR der Fall. Andererseits re-
geln die Art 552 §§ 10, 11 und 12 PGR bei einer ent-
sprechenden Organisation der Stiftung weitere gesetzli-
che Ausnahmetatbestände. Solche Einschränkungen des 
Informationsrechts der Begünstigten sind indessen eng 
auszulegen. 58

2.  Rechtsmissbrauch
Gemäss Art 552 § 9 Abs 2 PGR besteht kein Informations- 
und Auskunftsrecht des Begünstigten, sofern er dieses 
in unlauterer Absicht oder in missbräuchlicher Weise 
ausübt. Ein Rechtsmissbrauch liegt immer dann vor, 
wenn mit der Rechtsdurchsetzung ein dem Recht nicht 
innewohnender Zweck verfolgt wird, sondern andere, 
schädigende Zwecke, so etwa dann, wenn mit dem Aus-
kunftsrecht die Stiftung oder Dritte geschädigt oder nicht 
geschützte Interessen des Begünstigten verfolgt werden 
sollen. 59

Bei der Bestimmung von Inhalt und Umfang der 
Auskunftspflicht sind die Umstände des Einzelfalles zu 
beachten. 60 Ein allfälliger Rechtsmissbrauch muss sich 
nicht pauschal auf alle Geschäftsbücher und Papiere 
der Stiftung beziehen, sondern es ist anhand der einzel-
nen Dokumente zu differenzieren. 61 Immer dort, wo das 
Auskunftsbegehren nicht der Kontrolle des Stiftungsver-
mögens dient, sondern anderen eigennützigen Zwecken 
des Begünstigten, kann ein Fall des Rechtsmissbrauchs 
vorliegen. 62

Der Umstand alleine, dass zwischen den Stiftungs-
beteiligten Prozesse (im Ausland) geführt werden oder 
andere Begünstigte allenfalls Auskünfte an die auskunfts-
ersuchende Partei verboten haben, führt noch nicht zu 
einer Einschränkung des Auskunftsanspruches. 63 Ebenso 
wenig begründet das Ansuchen bei einer parallelen ge-
richtlichen Durchsetzung von Ansprüchen des Begüns-
tigten gegen die Stiftung ein Fall des Rechtsmissbrauchs. 64 
Wenn aber durch die Auskunftserteilung die anderen Be-
günstigten bewusst geschädigt werden sollen (z. B. durch 
Weitergabe der erlangten Informationen an ausländische 
Behörden) oder ganz generell die Auskunfts- und Kon-
trollbefugnis gegenüber dem mit dem Klagebegehren 

57	 BuA Nr. 13/2008, S. 65.
58	OGH 01.12.2017, LES 2018, 43; OGH 04.09.2015, 05 HG.2014.326, 

E. 10.1, GE 2016, 116, LES 2015, 210.
59	OGH 06.10.2017, LES 2017, 192 m.w.H.
60	OGH 23.07.2004, LES 2005, 392.
61	OGH 01.12.2017, LES 2018, 47; vgl. auch OGH 06.10.2017, LES 

2017, 192.
62	 Vgl. BuA Nr. 13/2008, S. 65 f.
63	OGH 23.07.2004, LES 2005, 392.
64	OGH 06.10.2017, LES 2017, 192.

sein Auskunftsrecht alle Geschäftsfälle und die gesamte 
Gebarung einschliesslich aller historischer Unterlagen 
der Stiftung; sofern er nur an Teilen bzw. einzelnen 
Komplexen begünstigt ist, ist sein Auskunftsrecht ent-
sprechend auf diesen Teil eingeschränkt. 55

Betreffend die internen Schriftstücke der Stiftungsver-
waltung (z. B. Korrespondenz mit Behörden, Annahme-
erklärungen, Demissionen und Identifizierungen der Stif-
tungsräte, Registerauszüge, Kontoeröffnungsunterlagen, 
Zahlungsaufträge, Gutschrifts- und Belastungsanzeigen 
etc.) wird im Zweifel ein Einsichtsrecht des Begünstigten 
bejaht: Die Frage, ob diese Unterlagen dem Begünstigten 
helfen, sich ein umfassendes Bild über die Stiftung zu 
machen, ist nicht von der Stiftung zu beurteilen, sondern 
vom Begünstigten, dem das Kontrollrecht zusteht und 
der hierfür ein umfassendes Einsichtsrecht hat. 56

6.  Zwischenergebnis
Das Informations- und Auskunftsrecht der Begünstigten 
ist als ihr wesentlichstes Kontrollmittel umfassend und 
damit weit auszulegen. Ein allfälliger Ausschluss in den 
Statuten ist unwirksam. Die Ermessensbegünstigten der 
Stiftung haben somit ein umfassendes Einsichtsrecht in 
alle Geschäftsbücher und Papiere der Stiftung, soweit es 
ihre Rechte und die Verwaltung und Verwendung des 
Stiftungsvermögen betrifft. 

Sofern die (Ermessens-)Begünstigten der Stiftung am 
gesamten Vermögen der Stiftung begünstigt sind, umfasst 
ihr Einsichtsrecht die gesamte Gebarung und alle Ge-
schäftsfälle der Stiftung. Neben den Organisationsunter-
lagen umfasst sind insbesondere auch alle Unterlagen 
über die Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage der Stif-
tung, wie etwa Vermögensverzeichnisse, Jahresberichte, 
Berichte der Revisionsstelle, Bankunterlagen etc.

Betreffend das Ermessen des Stiftungsrats zur Infor-
mationserteilung an die Begünstigten ist zu differenzie-
ren: Eine proaktive Information der Begünstigten liegt 
in der Tat im freien Ermessen des Stiftungsrats; es trifft 
ihn hierzu grundsätzlich keine Verpflichtung. Sofern je-
doch ein Begünstigter beim Stiftungsrat aktiv um Infor-
mationen und Auskunft ansucht, ist das Ermessen des 
Stiftungsrats auf Null reduziert, denn das Einsichtsrecht 
der Begünstigten ist zwingend und umfassend und kann 
durch die Statuten nicht ausgeschlossen werden. Somit 
wäre beispielsweise die Übermittlung (nur) des Berichts 
der Revisionsstelle bei einer proaktiven Information der 
Begünstigten ausreichend, bei einer Anfrage eines Be-
günstigten hingegen ungenügend. 

Liegt ein Auskunftsersuchen eines Begünstigten vor, 
muss der Stiftungsrat ihn somit umfassend über die Or-
ganisation der Stiftung sowie über ihre Vermögens-, Er-
trags- und Finanzlage informieren.

55	OGH 23.07.2004, LES 2005, 392; vgl. auch OGH 04.05.2005, LES 
2006, 191.

56	OGH 06.10.2017, LES 2017, 192.
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–	 Geschäftsunterlagen (Statuten, Beistatuten etc.) der 
Mutterstiftung.
Die zeitlich in die Gründungsphase fallenden Doku-

mente fallen in die Privat- und Geheimsphäre der Stif-
tung selbst. 70 Dies jedenfalls dann, wenn sie Schriftstücke 
und Papiere betreffen, die zeitlich vor der Stiftungser-
richtung entstanden sind und damit ausschliesslich das 
Auftragsverhältnis zwischen Stifter und indirektem Stell-
vertreter betreffen. 71

Eine Einschränkung des Informationsrechts ergibt sich 
weiters aus der Definition des Ermessensbegünstigten: 
Nur wer aktuell eine Leistung aus dem Stiftungsvermö-
gen erhalten kann, zählt dazu. 72 Wer nur eine Anwart-
schaft auf eine solche künftige Ermessensbegünstigung 
hat, zählt nicht zum Kreis der informationsberechtigten 
Ermessensbegünstigten. 73

Die Entscheidung des Stiftungsrats über die Höhe 
der jährlich zu tätigenden Ausschüttungen stellt eine 
Ermessensentscheidung dar; ihn trifft keine Pflicht zur 
Begründung solcher Ermessensentscheidungen. Zudem 
sind allfällige Gründungsdokumente der Stiftung und 
Anwaltskorrespondenz in Bezug auf einen konkreten 
Rechtsstreit mit einem Begünstigten vom Einsichtsrecht 
per se ausgenommen.

4.  Zeitliche Schranken
Nach der Rechtsprechung zum alten Stiftungsrecht be-
stand kein rückwirkendes Informations- und Auskunfts-
recht des Begünstigten gegenüber der Stiftung. Der 
Auskunftsanspruch war zeitlich auf die Rechtstellung 
des Begünstigten beschränkt; er entstand erst mit der 
Erlangung der Begünstigtenstellung und erstreckte sich 
in zeitlicher Hinsicht nur auf das in diesem Zeitpunkt 
vorhandene Stiftungsvermögen und dessen weitere Ver-
waltung, nicht jedoch auf Angelegenheiten vor Erlan-
gung der Begünstigtenstellung. 74 Bereits damals wurde 
aus dieser Rechtsprechung aber gleichwohl ein rückwir-
kendes Informationsrecht des Begünstigten abgeleitet. 75

Das neue Stiftungsrecht sieht keinen generellen Aus-
schluss des Auskunftsrechts für vergangene Zeiträume 
vor. 76 Dem Gesetzgeber und dem Sinn und Zweck des 
Informations- und Auskunftsrechts folgend (historische 
und teleologische Auslegung) hat die Rechtsprechung 
dies präzisiert: Einem Begünstigten kommt sehr wohl 
auch für die Vergangenheit bzw. für den Zeitraum vor 
Erlangung seiner Begünstigtenstellung ein Informations-
anspruch zu. Ein früheres Fehlverhalten des Stiftungsrats 
schmälert das Stiftungsvermögen, wodurch der Begüns-
tigte in seinen Rechten betroffen ist. Eine zeitliche Rück-

70	OGH 07.02.2008, LES 2008, 272.
71	OGH 01.12.2017, LES 2018, 43, wonach solche Unterlagen in der 

Regel für den Zweck des Informationsrechts des Begünstigten 
(Kontrolle der existierenden Stiftung) nicht notwendig sind.

72	 BuA Nr. 13/2008, S. 63.
73	 Art 552 § 7 Abs 1 letzter Satz PGR.
74	OGH 07.02.2008, LES 2008, 272.
75	Delle Karth, Die aktuelle Rechtsprechung des OGH im Stiftungs-

recht, LJZ 2008, S. 57; Lorenz in Schauer, Kurzkommentar zum 
liechtensteinischen Stiftungsrecht, Basel 2009, Art 552 § 9 PGR 
Rz 18; a.A. Gasser, Liechtensteinisches Stiftungsrecht Praxiskom-
mentar, Vaduz/Bregenz 2013, Art 552 § 9 PGR Rz 25.

76	 BuA Nr. 13/2008, S. 64.

verfolgten (eigentlichen) Zweck augenscheinlich in den 
Hintergrund rückt, ist Rechtsmissbrauch anzunehmen. 65 

Bei Vorliegen eines Auskunftsersuchens hat der Stif-
tungsrat somit jeweils die dahinterstehenden Absichten 
zu erforschen; den Begünstigten trifft insofern eine Mit-
wirkungsobliegenheit. Ob Rechtsmissbrauch vorliegt, 
hat der Stiftungsrat im Einzelfall zu beurteilen. Stellt 
sich etwa heraus, dass damit lediglich Druck auf den 
Stiftungsrat aufgebaut werden soll oder der Begünstigte 
damit nur die Weitergabe der erlangten Informationen 
an Dritte oder Behörden bezweckt, kann der Stiftungsrat 
gemäss Art 552 § 9 Abs 2 PGR die Information und Aus-
kunft verweigern.

3.  Inhaltliche Schranken (bei 
Ermessensbegünstigten)

Der Umfang des Einsichtsrechts des Begünstigten ist 
durch seinen Sinn und Zweck als Kontrollmittel be-
schränkt: Es soll ihm primär einen Überblick über die 
Geschäfte der Stiftung und den Stand des Stiftungsver-
mögens verschaffen (Grundsatz der Nachvollziehbarkeit 
und Plausibilitätskontrolle). Nicht verlangt wird aber, 
dass der Stiftungsrat Aufklärungen über seine Hand-
lungsweisen über Jahre hinweg im Einzelnen und im 
kleinsten Detail zu geben hat. 66

Die Stiftung ist nicht verpflichtet, Rechenschaft zu 
geben, aus welchen Überlegungen bzw. Erwägungen 
heraus die eine oder andere Massnahme beschlossen 
oder eine Entscheidung gefällt wurde; Art 552 § 9 PGR 
enthält keine Pflicht zur Begründung von Ermessens-
entscheidungen, sondern nur ein Einsichtsrecht in Ge-
schäftsbücher und Papiere. 67 Demnach ist eine sog. 
«fishing expedition» des Begünstigten, namentlich eine 
allgemeine Anfrage ohne Bezugnahme auf konkrete Stif-
tungsakten, unzulässig.

Des Weiteren sind nicht sämtliche Dokumente der 
Stiftung für die Begünstigten einsehbar. Folgende Doku-
mente sind vom Informations- und Auskunftsrecht per se 
ausgenommen: 68

–	 Dokumente über den Willen des Auftraggebers zur 
Errichtung der Stiftung und zum Erlass der Beistatuten 
sowie entsprechende Instruktionen an den (fiduziari-
schen) Stifter;

–	 Absichtserklärung des (wirtschaftlichen) Stifters an-
lässlich der Stiftungserrichtung (sog. «letter of wis-
hes»); 69

–	 Unterlagen zu einer Auseinandersetzung mit dem um 
Auskunft ersuchenden Begünstigten samt diesbezüg-
licher Korrespondenz mit dem Rechtsvertreter der 
Stiftung;

–	 Interne Schriftstücke über die Verwaltung der Stiftung 
(z. B. Zuweisung von Arbeiten innerhalb eines Treu-
handbüros, interne Stundenaufzeichnungen etc.);

65	OGH 23.07.2004, LES 2005, 392.
66	OGH 06.09.2007, LES 2008, 130.
67	OGH 01.12.2017, LES 2018, 43.
68	 Vgl. OGH 01.12.2017, LES 2018, 43; OGH 04.03.2016, LES 2016, 

110; OGH 11.04.2014, LES 2014, 122; OGH 07.02.2008, LES 2008, 
272.

69	 S. dazu auch hinten Punkt C.5.
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So fallen etwa die zeitlich in die Gründungsphase der 
Stiftung fallenden Dokumente grundsätzlich in die Pri-
vat- und Geheimsphäre der Stiftung selbst. 86 Die jüngste 
Rechtsprechung weist allerdings darauf hin, dass Wün-
sche, Anweisungen und letter of wishes des Stifters wäh-
rend des Bestandes der Stiftung nicht per se überwiegend 
dem Geheimhaltungsbereich der Stiftung zuzurechnen 
sind; (auch) hier ist eine Interessenabwägung im Einzel-
fall erforderlich. 87

Ein Geheimhaltungsinteresse der Stiftung ist auch 
dann legitim, wenn ihr aus der Preisgabe der Informatio-
nen materielle oder immaterielle Nachteile drohen oder 
konkrete Besorgnis besteht, dass solche Informationen 
zu stiftungsfremden Zwecken verwendet werden. 88 Das 
Geheimhaltungsinteresse der Stiftung kann auch bloss 
partieller Natur sein, sich also etwa auf einzelne Proto-
kolle oder Bestandteile von Unterlagen beziehen. 89

Sofern aber der um Auskunft ersuchende Begünstigte 
einen konkreten Verdacht von Unregelmässigkeiten und/
oder Gesetzes- oder Statutenverletzungen der Stiftungs-
verwaltung dartun kann, wie etwa das Nichtvorhan-
densein von adäquaten Aufzeichnungen, Belegen oder 
Vermögensverzeichnissen der Stiftung, ist bei der Interes-
senabwägung seinen Interessen an einer sofortigen und 
umfassenden Information der Vorzug zu geben. 90

Letztlich fallen standardisierte Dokumente (z. B. Stan-
dardkorrespondenz mit Behörden und Banken) mangels 
Individualität nicht unter den geschützten Geheimbe-
reich der Stiftung. 91

Der Stiftungsrat hat bei jeder Auskunftserteilung die 
damit verbundenen Konsequenzen zu beurteilen und 
dabei die Interessen der Stiftung am Schutz ihrer Persön-
lichkeit zu wahren. Eine zu umfassende Informations-
erteilung kann Begehrlichkeiten wecken und damit den 
Bestand und/oder das Vermögen der Stiftung gefährden. 
Bei einer Gefahr der Verwendung zu stiftungsfremden 
Zwecken (z. B. Weitergabe der erlangten Informationen 
an Behörden oder Dritte) besteht kein Informationsrecht 
der Begünstigten. Dies gilt allerdings nicht für standar-
disierte Dokumente der Stiftung (z. B. Korrespondenz, 
Bankbelege etc.), doch kann sich hier das Geheimhal-
tungsinteresse der Stiftung partiell auf einzelne Angaben 
in diesen Dokumenten beziehen (z.  B. Angaben über 
die Höhe des Vermögens, über Beteiligungsverhältnisse 
etc.); solche Angaben sind zu schwärzen.

6. � Widerstreitende Interessen der anderen 
Begünstigten und Dritter

Sind bei einer Stiftung mehrere Begünstigte vorhanden, 
kann jeder Einzelne sein Informations- und Auskunfts-
recht unabhängig und selbständig geltend machen. 92 
Dadurch können die Geheimhaltungsinteressen der an-

86	OGH 11.04.2014, LES 2014, 122; OGH 07.02.2008, LES 2008, 272; 
einschränkend aber OGH 01.12.2017, LES 2018, 43; s. dazu be-
reits vorne Punkt C.3.

87	OGH 01.12.2017, LES 2018, 43.
88	OGH 04.05.2005, LES 2006, 191.
89	 Vgl. OGH 06.10.2017, LES 2017, 192.
90	OGH 04.05.2005, LES 2006, 191.
91	OGH 06.10.2017, LES 2017, 192.
92	OGH 04.05.2005, LES 2006, 191.

wirkung des Informations- und Auskunftsrechts dient 
damit der effizienten Kontrolle der Stiftungsverwaltung 
bzw. der Vermeidung eines Kontrolldefizits, wobei letzt-
lich stets der Einzelfall zu beurteilen ist. 77

Die zeitliche Rückwirkung des Informationsrechts 
des Begünstigten wird auch damit gerechtfertigt, dass es 
dem Stifter freisteht, durch die Einführung einer exter-
nen Kontrolle die Informationsrechte der Begünstigten 
differenziert auszugestalten bzw. einzuschränken. 78 So 
wird etwa bei einer freiwilligen Unterstellung der Stif-
tung unter die Aufsicht der Stiftungsaufsichtsbehörde 79 
das Informations- und Auskunftsrecht des Begünstigten 
ganz generell ausgeschlossen, insbesondere auch für 
den Zeitraum vor der Unteraufsichtstellung. 80

Eine weitere (faktische) Einschränkung des rück-
wirkenden Informations- und Auskunftsrechts ergibt 
sich nach Ansicht der Regierung zudem aus der (nur) 
zehnjährigen Aufbewahrungspflicht der Unterlagen. 81 
Davon erfasst sind allerdings nur die Geschäftsbücher, 
Buchungsbelege und Korrespondenz der Stiftung 82, nicht 
jedoch ihre grundlegenden Organisationsunterlagen, wie 
etwa Statuten, Beistatuten, Beschlüsse des Stiftungsrats 
etc.; diese sind während der gesamten Dauer des Be-
standes der Stiftung verfügbar zu halten.

Mit der Erlangung der Begünstigtenstellung haben die 
Ermessensbegünstigten der Stiftung ein Informations-
recht auch für die Vergangenheit bzw. für den Zeitraum 
vor Erlangung der Begünstigtenstellung. Somit unterliegt 
nach der neuen Rechtsprechung auch die vergangene 
Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage der Stiftung der 
Einsicht. Eine Aufbewahrung von Geschäftsbüchern, Bu-
chungsbelegen und Korrespondenz der Stiftung über die 
10-Jahresfrist hinaus ist grundsätzlich nicht erforderlich; 
dies obliegt dem Ermessen des Stiftungsrats. Die grund-
legenden Organisationsdokumente der Stiftung sind hin-
gegen unbefristet aufzubewahren.

5.  Widerstreitende Interessen der Stiftung
Die Stiftung geniesst als Verbandsperson des PGR mit 
eigener Rechtspersönlichkeit dieselben Rechte wie na-
türliche Personen, insbesondere den Schutz ihrer Per-
sönlichkeitsrechte, namentlich den Schutz ihrer Privat- 
und Geheimsphäre und das Recht auf Geschäfts- und 
andere schutzwürdige Geheimnisse. 83 Die Reichweite 
dieses Schutzes bemisst sich nach den Prinzipien der 
Güter- und Interessenabwägung im Einzelfall. 84 Dabei 
werden nur positive Werte der Stiftung, deren Geheim-
haltung einem allgemeinen und berechtigten Interesse 
entsprechen, geschützt. 85

77	OGH 04.09.2015, 05 HG.2014.326, E. 10 ff., GE 2016, 116, LES 
2015, 210.

78	OGH 04.09.2015, 05 HG.2014.326, E. 10.1, GE 2016, 116, LES 
2015, 210; vgl. BuA Nr. 13/2008, S. 64.

79	 Art 552 § 12 PGR.
80	 S. dazu nachfolgend Punkt C.10.
81	 Art 552 § 26 PGR i.V.m. Art 1059 PGR; BuA Nr. 13/2008, S. 64.
82	 Vgl. BSK OR II-Neuhaus/Suter, Art 958f ch-OR Rz 5 ff. und 19 f.
83	 Art 115 PGR.
84	 BuA Nr. 13/2008, S. 65; OGH 01.12.2017, LES 2018, 43; OGH 

07.02.2008, LES 2008, 272 m.w.N.
85	 Vgl. OGH 07.10.2016, LES 2016, 256.
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werden diese nicht Bestandteil der Geschäftsunterlagen 
der Tochterstiftung im Sinne von Art 552 § 9 PGR; deren 
Begünstigte haben auf die Unterlagen der Mutterstiftung 
keinen Zugriff. 101

In der Praxis sind bei Stiftungen regelmässig eine 
Vielzahl von Begünstigten vorhanden. Bei einer Offen-
legung von Informationen an einzelne Begünstigte sind 
jedenfalls persönliche Informationen über die anderen 
Begünstigten abzudecken bzw. zu anonymisieren; eine 
zweckwidrige Verwendung solcher Informationen, etwa 
die Weitergabe an Behörden oder Dritte, könnte für sie 
erhebliche Nachteile haben.

7.  Schutz des Begünstigten
Ausnahmsweise kann die Stiftung das Informations- und 
Auskunftsrecht auch aus wichtigen Gründen zum Schutz 
des Begünstigten einschränken. 102 Dies ist etwa dann der 
Fall, wenn die Information des Begünstigten über seine 
gute Vermögenslage zur Beeinträchtigung seiner Motiva-
tion in Ausbildung und Beruf oder bei anderen Aspekten 
seiner Lebensplanung führen kann. 103

Gleiches gilt, wenn der Begünstigte durch die Infor-
mationserteilung einen materiellen oder immateriellen 
Nachteil erleiden würde, etwa weil er dadurch in eine 
missliche Lage gerät, indem er die erlangten Informa-
tionen einem Dritten (z. B. dem Ehegatten im Rahmen 
eines Ehescheidungsverfahrens) oder einer ausländi-
schen (Steuer-)Behörde offenzulegen hätte. Auch wenn 
etwa die von Steuerbehörden erhobenen Steuerschulden 
und Steuerstrafen des Begünstigten in rechtlicher Hin-
sicht keinen ersatzfähigen Schaden darstellen 104, stellen 
sie aus Sicht der Stiftung doch einen berücksichtigungs-
würdigen materiellen Nachteil des Begünstigten dar.

Sofern die Stiftung ein beträchtliches Vermögen ver-
waltet, ist zum Schutz der Begünstigten eine Einschrän-
kung des Informationsrechts angezeigt. Bei einer Offen-
legung der Vermögenslage gegenüber den Begünstigten 
kann die Gefahr eines «spoiling effects» bestehen. Ande-
rerseits neigen ausländische Steuerbehörden dazu, eine 
Begünstigung an einer liechtensteinischen Familienstif-
tung dem im Ausland unbeschränkt steuerpflichtigen Be-
günstigten entsprechend seinem Anteil als Einkommen 
zuzurechnen (vgl. § 15 d-AStG). Diese Gefahr besteht 
insbesondere auch bei einer blossen Ermessensbegüns-
tigung. Im Übrigen treffen den Begünstigten in seinem 
Steuerdomizil regelmässig Mitwirkungspflichten bei der 
Steuerveranlagung; sie haben den Sachverhalt aufzuklä-
ren und erforderliche Beweismittel zu beschaffen (vgl. 
§ 90 Abs 2 d-AO). So haben die Begünstigten gegebenen-
falls ihr Wissen über die Stiftung und erlangte Unterlagen 
den Behörden offenzulegen. Aus einer Verletzung sol-
cher Mitwirkungspflichten können Schlussfolgerungen 
zu Lasten des Ermessensbegünstigten gezogen werden, 
was negative Folgen bei der Steuerveranlagung haben 
kann. Sofern die konkrete Gefahr besteht, dass die In-
formationserteilung den Begünstigten in eine missliche 
Lage bringt und die Informationen der Stiftung zweck-

101	OGH 04.03.2016, LES 2016, 110.
102	Art 552 § 9 Abs 2 letzter Satz PGR.
103	Sog. «spoiling effect»; BuA Nr. 13/2008, S. 66.
104	OGH 01.12.2005, LES 2007, 36.

deren Begünstigten und deren Privatsphäre tangiert sein, 
die durch deren Grundrechte 93, ihre Persönlichkeits-
rechte 94 und das Datenschutzgesetz geschützt sind; die 
Geheimhaltungsinteressen anderer Begünstigter und/
oder Dritter sind mit dem Informationsinteresse des um 
Auskunft Ersuchenden abzuwägen. 95 

Ein dem Informationsanspruch entgegenstehendes 
Geheimhaltungsinteresse muss allerdings stets konkret 
und von der Rechtsordnung anerkannt sein (sog. Interes-
sentheorie); die Kundgabe der offenzulegenden Informa-
tionen müsste zu einem materiellen oder immateriellen 
Nachteil für die anderen Begünstigten und/oder Dritten 
führen oder es müsste die Gefahr einer zweckwidrigen 
Verwendung bestehen. 96 Im Zweifel kommt bei der In-
teressenabwägung der Kontrollfunktion Vorrang zu und 
ist dem Auskunftsersuchen Folge zu geben. 97

Im Rahmen der Interessenabwägung ist der Grund-
satz der Verhältnismässigkeit zu beachten. Können die 
Geheimhaltungsinteressen der anderen Begünstigten 
und/oder Dritten durch andere geeignete Massnahmen 
gewährleistet werden, steht dem Informationsanspruch 
grundsätzlich nichts entgegen. Der Gefahr, dass bei-
spielsweise eine ausländische Steuerbehörde Informatio-
nen über die Begünstigten erlangt, kann dadurch Rech-
nung getragen werden, dass in den offenzulegenden 
Dokumenten der Stiftung deren Namen und andernfalls 
andere persönliche Identifikationsmerkmale der anderen 
Begünstigten abgedeckt bzw. geschwärzt werden. 98 Der 
eigentliche Sinn und Zweck der Auskunftserteilung, na-
mentlich die Kontrolle der Geschäftsführung sowie die 
Kontrolle der Verwaltung und Verwendung des Stiftungs-
vermögens, darf dadurch aber nicht vereitelt werden. 
Informationen über das Stiftungsvermögen, getätigte 
Ausschüttungen und die erfolgten Geschäftsführungs-
massnahmen sind gemäss Rechtsprechung in jedem Fall 
offenzulegen, soweit es die Rechte des Begünstigten be-
trifft und keine anderweitigen Gründe für die Einschrän-
kungen seines Informationsrechts vorliegen. 99

Letztlich ist bei einer klaren Abgrenzung der Rechte 
einzelner Begünstigter eine Einschränkung des Informa-
tionsrechts geboten, etwa wenn verschiedene Vermö-
gensmassen für einzelne Begünstigte gebildet wurden. 100 

Auch bei einer Abschirmung der Vermögens- und 
Informationssphäre zwischen selbständigen Stiftungen 
kommt es zu einer Einschränkung des Informationsan-
spruches: Übergibt eine (Mutter-)Stiftung ihre Geschäfts-
unterlagen (Statuten, Beistatuten etc.) einer begünstigten 
(Tochter-)Stiftung, für welche sie Zustiftungen erbringt, 

93	 Art 31 Abs 1 LV; Art 8 EMRK.
94	 Art 39 ff. PGR.
95	 BuA Nr. 13/2008, S. 65; OGH 04.09.2015, 05 HG.2014.326, E. 10.1, 

GE 2016, 116, LES 2015, 210; OGH 04.05.2005, LES 2006, 191; 
OGH 23.07.2004, LES 2005, 392.

96	OGH 23.07.2004, LES 2005, 392.
97	OGH 04.09.2015, 05 HG.2014.326, E. 10.1, GE 2016, 116, LES 

2015, 210.
98	OGH 23.07.2004, LES 2005, 392; vgl. auch OGH 04.09.2015, 05 

HG.2014.326, E. 10 ff., GE 2016, 116, LES 2015, 210.
99	OGH 23.07.2004, LES 2005, 392; vgl. auch OGH 04.05.2005, LES 

2006, 191.
100	OGH 04.09.2015, 05 HG.2014.326, E. 10.1, GE 2016, 116, LES 

2015, 210.
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Aufnahme in die Statuten ist nicht möglich. 115 Die Frage, 
ob das Kontrollorgan gesetzmässig vorgesehen wurde 
und damit die Informationsrechte des Begünstigten ein-
geschränkt sind, ist nicht im Verfahren zur Bestellung des 
Kontrollorgans aufzugreifen, sondern im Informations- 
und Auskunftsverfahren zu klären. 116

Im alten Stiftungsrecht war kein privates Kontroll-
organ im Sinne von Art 552 § 11 PGR vorgesehen. Eine 
Übertragung aus dem alten Rechtszustand bzw. die 
Umwidmung eines bestehenden fakultativen Kontroll-
organs (z.  B. Protektor, Revisionsstelle o.ä.) zu einem 
Kontrollorgan im Sinne von Art 552 § 11 PGR war dem-
zufolge nicht möglich. 117 Bei altrechtlichen Stiftungen 
sahen daher die Übergangsbestimmungen zum neuen 
Stiftungsrecht die Möglichkeit zur nachträglichen Errich-
tung eines Kontrollorgans vor; dies musste innert zwölf 
Monaten seit Inkrafttreten des neuen Stiftungsrechts 
(01.04.2009) erfolgen. 118

10. � Ausschluss bei beaufsichtigten Stiftungen 
(Art 552 § 12 PGR)

Den Begünstigten stehen gemäss Art 552 § 12 PGR kei-
nerlei Informations- und Auskunftsrechte gegenüber der 
Stiftung zu, wenn sie unter der Aufsicht der Stiftungs-
aufsichtsbehörde steht. Dies gilt insbesondere auch für 
Ermessensbegünstigte. 119 Diese Rechte kommen diesfalls 
ausschliesslich der beim Amt für Justiz angesiedelten Stif-
tungsaufsichtsbehörde zu; sie hat dafür zu sorgen, dass 
das Stiftungsvermögen seinen Zwecken gemäss verwal-
tet und verwendet wird. Dahinter steht der Gedanke, 
Kompetenz, Erfahrung, Know-How und Manpower in 
einer Hand zu vereinen und eine gewisse Kontinuität 
zu gewährleisten. 120 Die Kontrollrechte der Begünstigten 
werden mit einer Unteraufsichtstellung an die Stiftungs-
aufsichtsbehörde übertragen und damit quasi professio-
nalisiert.

Der Ausschluss des Informations- und Auskunfts-
rechts gilt ohne Rücksicht darauf, ob die Stiftung wegen 
ihrer Gemeinnützigkeit zwingend der öffentlichen Auf-
sicht unterstellt ist oder ob sie sich als privatnützige Stif-
tung durch eine Bestimmung in den Statuten freiwillig 
der Aufsicht unterstellt hat. 121 In letzterem Fall kann diese 
statutarische Organisationsanpassung bei Vorliegen eines 
Statutenänderungsrechts durch den Stiftungsrat selbst 

115	So nun auch OG 14.02.2019, 07 HG.2018.214; a.A. Gasser, Liech-
tensteinisches Stiftungsrecht, Praxiskommentar, Art 552 § 11 PGR 
Rz 3, wonach nach Ablauf der für altrechtliche Stiftungen vor-
gesehenen Übergangsfrist es dem Stifter oder dem dafür vorge-
sehenen Stiftungsorgan zusteht, im Wege einer Statutenänderung 
das Kontrollorgan vorzusehen.

116	Art 552 § 11 Abs 6 PGR; Gasser, Liechtensteinisches Stiftungs-
recht, Praxiskommentar, Art 552 § 11 PGR Rz 14 m.w.N., wonach 
den Begünstigten im Verfahren zur Bestellung des Kontrollorgans 
keine Beteiligtenstellung und kein Anspruch auf rechtliches Ge-
hör zukommt.

117	Jakob, Die liechtensteinische Stiftung, Zürich 2009, Rz 626; Gas-
ser, Liechtensteinisches Stiftungsrecht, Praxiskommentar, Vaduz/
Bregenz 2013, Art 552 § 9 PGR Rz 27 m.w.N.

118	Art 1 Abs 4 Übergangsbestimmungen, LGBl. 2009 Nr. 247.
119	BuA Nr. 13/2008, S. 63.
120	Jakob, Die liechtensteinische Stiftung, Zürich 2009, Rz 456.
121	BuA Nr. 13/2008, S. 73.

fremd Verwendung finden, ist eine Einschränkung des 
Informationsrechts des Begünstigten zu dessen eigenem 
Schutz angezeigt.

8.  Gesetzlicher Ausschluss bei Widerruf 
der Stiftung (Art 552 § 10 PGR)

Dem Stifter kommt von Gesetzes wegen kein Recht auf 
Widerruf der Stiftung zu. Ihm steht von Gesetzes wegen 
auch kein Informationsrecht gegenüber der Stiftung 
zu; 105 Art 552 § 9 PGR gewährt dieses Recht nur den Be-
günstigten. Hat sich der Stifter aber anlässlich der Errich-
tung in den Statuten ein Widerrufsrecht der Stiftung 106 
vorbehalten und ist er selbst Letztbegünstigter, 107 sind 
die (anderen) Begünstigten vom Informations- und Aus-
kunftsrecht ausgeschlossen. 108 Das Informationsrecht ist 
in diesem Fall zwar nicht gänzlich ausgeschlossen, aber 
auf den Stifter beschränkt. 109 Der Widerrufsvorbehalt des 
Stifters muss in der ersten Stiftungsurkunde vorgesehen 
sein; eine nachträgliche Aufnahme in die Statuten ist un-
zulässig.

9. � Gesetzlicher Ausschluss bei Einrichtung eines 
Kontrollorgans (Art 552 § 11 PGR)

Mit der Einrichtung eines Kontrollorgans kann der 
Stifter in der Stiftungserklärung die Informations- und 
Auskunftsrechte der Begünstigten zwar nicht gänzlich 
beschränken, aber doch auf einen Kernbereich reduzie-
ren. 110 Zu diesem Kernbereich zählt der Zweck und die 
Organisation der Stiftung sowie die eigene Rechtstellung 
des Begünstigten. 111 Als Kontrollorgan kommen eine Re-
visionsstelle, eine vom Stifter ernannte natürliche Person 
oder der Stifter selbst in Betracht. 112 Dem Kontrollorgan 
obliegt sodann die Pflicht, einmal jährlich zu überprü-
fen, ob das Stiftungsvermögen seinen Zwecken gemäss 
verwaltet und verwendet wird; es hat hierüber an den 
Stiftungsrat und gegebenenfalls, sofern Grund zur Be-
anstandung besteht, auch an die Begünstigten und das 
Gericht einen Bericht zu erstatten. 113

Die Einrichtung des Kontrollorgans muss bereits 
durch den Stifter in der Stiftungserklärung und damit 
anlässlich der Gründung erfolgen; 114 eine nachträgliche 

105	OGH 23.07.2004, LES 2005, 392.
106	Art 552 § 30 PGR.
107	Vgl. Art 552 § 8 Abs 3 PGR, wonach mangels einer Bestimmung 

über die Vermögensverwendung im Fall des Widerrufs der Stif-
tung der Stifter als Letztbegünstigter gilt, unabhängig davon, ob 
er zuvor eine Begünstigtenstellung innehatte.

108	Art 552 § 10 PGR.
109	BuA Nr. 13/2008, S. 67.
110	BuA Nr. 3/2008, S. 67.
111	Art 552 § 11 Abs 1 PGR. Der Begünstigte hat beispielsweise kein 

Informationsrecht im Hinblick auf die Namen der Mitbegünstig-
ten und die an sie erbrachten Ausschüttungen, im Hinblick auf 
das Gesamtvermögen der Stiftung oder auf Einsicht in alle Ge-
schäftsbücher (Gasser, Liechtensteinisches Stiftungsrecht, Praxis-
kommentar, Art 552 § 11 PGR Rz 2 m.w.N.). 

112	Art 552 § 11 Abs 2 PGR.
113	Art 552 § 11 Abs 4 PGR.
114	Art 552 § 11 Abs 1 PGR; vgl. Art 552 § 14 Abs 1 PGR.
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und Verwendung des Stiftungsvermögens erfolgt sodann 
durch die stiftungsinterne Revisionsstelle mittels einer 
jährlichen Berichterstattung an die Stiftungsaufsichtsbe-
hörde. 131

Für die Unteraufsichtstellung hat die Stiftung ein Schrei-
ben an die Stiftungsaufsichtsbehörde zu übermitteln, in 
dem sie auf die neue Statutenbestimmung (freiwillige 
Aufsicht) Bezug nimmt und ihre Unteraufsichtstellung 
beantragt. Weitere Unterlagen (z. B. Statuten, Beistatu-
ten, Vermögensverzeichnisse etc.) hat die Stiftung nicht 
einzureichen. Zudem bedarf es eines Antrages an das 
Landgericht, um die (vorhandene) Revisionsstelle durch 
das Landgericht (neuerlich) bestellen zu lassen; das Ge-
richt prüft dabei deren Unabhängigkeit.

Die Eintragung der Stiftung im Handelsregister ist 
möglich. Dies hebt die eigene Rechtspersönlichkeit der 
Stiftung hervor und erleichtert aufgrund der Register-
publizität der Gründungstheorie folgend ihre Anerken-
nungsfähigkeit im Ausland. Hierfür ist dem Handelsre-
gister ein Anmeldungsschreiben und ein Exemplar der 
Statuten einzureichen. Aufgrund der Publizitätsfunktion 
des Handelsregisters ist die Registereintragung für Dritte 
einsehbar. Der in den Statuten umschriebene Zweck der 
Stiftung ist aus der Handelsregistereintragung ersichtlich. 
In der Praxis ist der Zweck der Stiftung in der Regel in-
dessen zweiaktig festzulegen, namentlich durch einen 
allgemein formulierten (Standard-)Zweck in den Statuten 
und eine Konkretisierung in den Beistatuten. 132 Damit 
bleibt auch bei einer Registereintragung die Vertraulich-
keit der Stiftungsangelegenheiten gewahrt.

11. � Exkurs: Amtshilfe der 
Stiftungsaufsichtsbehörde

Bei einer freiwilligen Unterstellung unter die Aufsicht der 
Stiftungsaufsichtsbehörde stellt sich die Frage, ob bzw.
inwieweit diese verpflichtet ist, auf Ersuchen oder von 
Amtes wegen Amtshilfe an eine andere inländische oder 
ausländische Behörde zu leisten.

Auf spezialgesetzlicher Ebene ist keine umfassende 
Amtshilfetätigkeit der Stiftungsaufsichtsbehörde vorge-
sehen. Gemäss Art 4 Abs 3 Steuergesetz regelt die Re-
gierung mit Verordnung den Austausch von Daten und 
Unterlagen zwischen der Stiftungsaufsichtsbehörde und 
der Steuerverwaltung. Gemäss der dazu ergangenen 
Steuerverordnung kann eine gemeinnützige Stiftung 
ihren Antrag auf Steuerbefreiung auch bei der Stiftungs-
aufsichtsbehörde einreichen; diese leitet den Antrag an 
die Steuerverwaltung weiter. 133 Des Weiteren übermittelt 
das Amt für Justiz der Steuerverwaltung eine Bestätigung, 
dass die gemeinnützige Stiftung nach Massgabe von 
Art 552 § 29 PGR unter seiner Aufsicht steht. 134 Weitere 
Formen des Datenaustausches werden in der Steuerver-
ordnung nicht geregelt. In der Praxis reicht die Stiftungs-
aufsichtsbehörde bei steuerbefreiten gemeinnützigen 
Stiftungen – im Sinne der Kundenfreundlichkeit – die 
bei ihr eingereichten Berichte der Revisionsstelle an die 

131	S. dazu sogleich lit. k.
132	Vgl. Art 552 § 16 Abs 1 Ziff. 4 PGR; OGH 06.03.2008, LES 2008, 

279.
133	Art 2 Abs 1 SteV.
134	Art 2 Abs 2 SteV.

und andernfalls auf dessen Antrag hin durch das Auf-
sichtsgericht erfolgen.

Die Unteraufsichtstellung der Stiftung hat zur Folge, 
dass für die Stiftung eine Revisionsstelle zu bestellen 
ist. 122 Diese muss von der Stiftung, ihren Organen und 
den Begünstigten unabhängig sein. 123 Die Revisionsstelle 
ist Organ der Stiftung und überprüft einmal jährlich zu 
Handen des Stiftungsrats und der Stiftungsaufsichtsbe-
hörde, ob das Stiftungsvermögen seinen Zwecken ge-
mäss verwaltet und verwendet wird. 124 Auch wenn die 
Revisionsstelle durch ihre Aufgaben einen wesentlichen 
Teil der Stiftungsaufsicht wahrnimmt, ist sie doch als 
Organ der Stiftung anzusehen und nicht als Organ der 
öffentlichen Hand. 125 Sie übernimmt also nicht die Auf-
gabe der Stiftungsaufsichtsbehörde, sondern ist als stif-
tungsinternes Kontrollorgan tätig. 126

Bei einer freiwilligen Unteraufsichtstellung einer pri-
vatnützigen Familienstiftung ist eine Eintragung in das 
Handelsregister nicht erforderlich 127, in der Praxis al-
lerdings häufig anzutreffen. Bei einer freiwilligen Ein-
tragung sind dem Handelsregister ein Anmeldungs-
schreiben des Stiftungsrats und die Statuten der Stiftung 
einzureichen. 128

Durch die Aufsicht der Stiftungsaufsichtsbehörde wird 
das Informations- und Auskunftsrecht der Begünstigten 
gänzlich ausgeschlossen. Dies gilt insbesondere auch für 
den Zeitraum vor der Unteraufsichtstellung; den Begüns-
tigten kommt kein Recht (mehr) zu, für die Vergangen-
heit Auskünfte zu verlangen, denn die staatliche Aufsicht 
ist umfassend und gilt somit auch für die gesamte Ver-
gangenheit der Stiftung. Für ein Auskunfts- und Informa-
tionsrecht des Begünstigten für die Zeit vor der Unter-
aufsichtstellung der Stiftung besteht daher kein Raum. 129 
Der Ausschluss des Informations- und Auskunftsrechts 
wirkt somit ex tunc.

Unabhängig davon bleibt das Recht der Begünstig-
ten auch nach einer Unteraufsichtstellung bestehen, 
beim Gericht aufsichtsrechtliche Massnahmen (z.  B. 
Anordnungen, Kontrolle, Abberufung, Sonderprüfung, 
Aufhebung von Beschlüssen etc.) zu beantragen. Dies 
setzt allerdings voraus, dass eine dem Stiftungszweck 
widersprechende Verwaltung und Verwendung des Ver-
mögens durch die Stiftungsorgane vorliegt. 130 Die Stif-
tungsaufsichtsbehörde hat in einem solchen Verfahren 
Parteistellung. 

Die freiwillige Unteraufsichtstellung ist ein effektives 
Mittel, um die Informations- und Auskunftsrechte der 
Begünstigten auszuschliessen. Der Ausschluss ist umfas-
send und gilt auch für die Vergangenheit. Begünstigte 
haben somit ab dem Zeitpunkt der Unteraufsichtstel-
lung keinerlei Informations- und Auskunftsrechte mehr 
gegenüber der Stiftung. Die Kontrolle der Verwaltung 

122	Art 552 § 27 Abs 1 PGR.
123	Art 552 § 27 Abs 2 PGR.
124	Art 552 § 27 Abs 4 PGR.
125	BuA Nr. 13/2008, S. 106.
126	Ausführlich dazu Walser, Revisionspflicht bei Holding-Stiftun-

gen, LJZ 2018, S. 43 ff.
127	Art 552 § 14 Abs 5 PGR.
128	Art 552 § 19 Abs 1 PGR.
129	OGH 05.02.2016, LES 2016, 61.
130	Art 552 § 29 Abs 4 PGR.
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tionen bei der Stiftungsaufsichtsbehörde vorhanden sind 
und von ihr weitergegeben werden könnten.

Die Befugnisse der Stiftungsaufsichtsbehörde sind 
im PGR und in der Stiftungsrechtsverordnung (StRV) 
geregelt: Es handelt sich dabei um die Ausübung der 
Prüfungsbefugnis betreffend die Richtigkeit der hinter-
legten Gründungsanzeige oder Änderungsanzeige der 
Stiftung 145 und die Ausübung der Aufsicht über die un-
terstellten Stiftungen. 146 Hinsichtlich Letzterem überprüft 
die Stiftungsaufsichtsbehörde, ob das Stiftungsvermögen 
seinen Zwecken gemäss verwaltet und verwendet wird 
und entscheidet nur (aber immerhin) auf Basis des Prüf-
berichts der Revisionsstelle über die Notwendigkeit von 
aufsichtsrechtlichen Massnahmen zum Schutz des Stif-
tungsvermögens. 147 Sie führt somit keine eigenen Ermitt-
lungen und Prüfungshandlungen durch, sondern stützt 
sich auf den Revisionsstellenbericht.

Stellt die Revisionsstelle bei der jährlichen Prüfung 
keine Beanstandungen fest, erstattet sie eine Bestäti-
gung an die Stiftungsaufsichtsbehörde, wonach eine 
Verwaltung und Verwendung des Stiftungsvermögens 
entsprechend dem Stiftungszweck und im Einklang mit 
den Bestimmungen des Gesetzes und der Stiftungsdo-
kumente durchgeführt wurde. 148 Weitere Informationen, 
etwa über den Inhalt von Statuten, Beistatuten oder das 
Vermögensverzeichnis, werden nicht übermittelt. 

Stellt die Revisionsstelle Tatsachen fest, die eine 
zweckwidrige Verwendung oder Verwaltung des Stif-
tungsvermögens erkennen lassen oder den Bestand der 
Stiftung gefährden, so hat sie die Stiftungsaufsichtsbe-
hörde hierüber in Form eines umfassenden Berichts zu 
informieren. 149 Die Stiftungsaufsichtsbehörde kann (nur) 
diesfalls von der Revisionsstelle weitere Auskünfte über 
alle ihr im Zuge der Prüfung bekannt gewordenen Tat-
sachen verlangen. 150 Abseits einer solchen Nachkontrolle 
zur Behebung von Beanstandungen ist im Gesetz keine 
Kompetenz der Stiftungsaufsichtsbehörde zur Informa-
tionsbeschaffung vorgesehen.

Somit ist bei einer Unteraufsichtstellung der Stiftung 
die Gefahr einer unkontrollierten Weitergabe von we-
sentlichen Informationen über die Stiftung an inländi-
sche oder ausländische Behörden als gering anzusehen. 
Gegenüber dem Ausland besteht keine direkte Verpflich-
tung zur Leistung von Amtshilfe; diese Kompetenz kommt 
anderen Behörden zu (z. B. der Steuerverwaltung). Die 
Stiftungsaufsichtsbehörde ist zwar zur Amtshilfe gegen-
über inländischen Behörden verpflichtet und hat somit 
bei einem entsprechenden Ersuchen der Steuerverwal-
tung Auskünfte zu erteilen, dies allerdings nur über die 
bei ihr vorhandenen Informationen. Die der Stiftungsauf-
sichtsbehörde zugänglichen Informationen beschränken 
sich auf den Prüfbericht der Revisionsstelle. Solange die 
Revisionsstelle keine Beanstandungen feststellt, besteht 
dieser Bericht ausschliesslich in einer positiven Standard-
bestätigung (Testat) über die zweckkonforme Verwaltung 

145	Art 552 § 21 PGR; Art 3 StRV.
146	Art 552 § 29 PGR; Art 7 StRV.
147	Art 552 § 29 Abs 3 PGR; Art 7 lit. b StRV.
148	Art 552 § 27 Abs 4 PGR.
149	Art 8 Abs 4 StRV.
150	Art 8 Abs 5 StRV.

Steuerverwaltung weiter. 135 Die Amtshilfe der Stiftungs-
aufsichtsbehörde beschränkt sich somit im Inland grund-
sätzlich auf Informationen zur Überprüfung der Steuer-
befreiung von gemeinnützigen Stiftungen.

Im internationalen Verhältnis ist für die Leistung von 
Amtshilfe nicht die Stiftungsaufsichtsbehörde zuständig, 
sondern andere Behörden, insbesondere die Steuerver-
waltung für die Leistung von Steueramtshilfe an das Aus-
land nach einem Doppelbesteuerungsabkommen oder 
TIEA. 136 Die Steuerverwaltung hat alle ihr zur Verfügung 
stehenden Möglichkeiten zur Beschaffung der erbetenen 
Informationen auszuschöpfen. 137 Grundsätzlich beschafft 
sie sich die notwendigen Informationen direkt beim 
Informationsinhaber, namentlich bei der Stiftung bzw. 
 dem inländischen Treuhänder. 138 Allerdings sind auch 
die anderen Verwaltungsbehörden des Inlandes und die 
inländischen Gerichte 139 verpflichtet, der Steuerverwal-
tung die für die Durchführung der Amtshilfe notwen-
digen Informationen zu erteilen. 140 Amtshilfe kann nur 
erteilt werden, wenn die erbetenen Auskünfte der in-
ländischen Behörde oder den inländischen Informations-
inhabern überhaupt vorliegen. 141 Zudem dürfen keine 
Gründe für die Verweigerung der Amtshilfe bestehen; 
bei einem formell ungenügenden Ersuchen, einer Ver-
letzung des inländischen Ordre public, dem Vorliegen 
der Verjährung, einer unzulässigen Beweisausforschung 
(sog. «fishing expedition») oder der Verletzung eines Han-
dels-, Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnisses ist 
das ausländische Ersuchen abzulehnen. 142

Die Stiftungsaufsichtsbehörde ist eine staatliche Be-
hörde; sie unterliegt damit dem Legalitätsprinzip, ist 
hierarchisch in den Rahmen der Verwaltung eingebet-
tet und den Amtspflichten unterstellt. 143 Somit ist sie im 
Rahmen des allgemeinen Verwaltungsrechts gegenüber 
anderen inländischen Behörden, insbesondere gegen-
über der inländischen Steuerverwaltung 144, zur Amtshilfe 
verpflichtet.

Die Verpflichtung zur Amtshilfe beschränkt sich jeden-
falls auf die der ersuchten Behörde vorliegenden Infor-
mationen. Es stellt sich damit die Frage, welche Informa-

135	Merkblatt AJU/s70.005.02, Ziff. 3.
136	Art 4 SteAHG.
137	Vgl. Art 26 Abs 4 DBA Liechtenstein Deutschland, LGBl. 

0.672.910.31.
138	Art 10 Abs 1 lit. b SteAHG; Art 13 lit. a SteAHG.
139	Ungerank, Rechtsprechung zum liechtensteinischen Stiftungs-

recht (2012), in: Schurr (Hrsg.), Wandel im materiellen Stiftungs-
recht und grenzüberschreitende Rechtsdurchsetzung durch 
Schiedsgerichte. Band des 5. Liechtensteinischen Stiftungsrechts-
tages 2012, S. 14 f., wonach das Landgericht auf entsprechendes 
Begehren der Steuerverwaltung den gerichtlichen Verfahrensakt 
(hier: über ein gerichtsanhängiges Stiftungsaufsichtsverfahren) 
an die Steuerverwaltung zu übermitteln hat, wenn die Steuer-
verwaltung darlegt, dass sie den entsprechenden Verfahrensakt 
zum Zwecke der Durchführung der Amtshilfe (hier: im Sinne des 
SteAHG bzw. des USA-AHG) benötigt.

140	Art 11 Abs 1 SteAHG.
141	Vgl. Art 2 TIEA-Abkommen zwischen Liechtenstein und Deutsch-

land, LGBl.0.351.910.34.
142	Art 8 f. SteAHG; Art 26 Abs 3 DBA Liechtenstein Deutschland.
143	OGH 05.02.2016, LES 2016, 61.
144	Art 11 Abs 1 SteAHG.
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die Öffentlichkeit auf Antrag einer Partei von der münd-
lichen Verhandlung ausgeschlossen werden. 159

2.  Prozessuale Aspekte
Bei der Geltendmachung von Informations- und Aus-
kunftsrechten im Ausserstreitverfahren ist Antragsgegner 
die Stiftung. 160 Ihr stehen sämtliche Verteidigungsrechte 
zu. Aus dem verfahrensrechtlichen Grundsatz der Be-
weisnähe ergibt sich allerdings, dass die Stiftung – als 
Beklagte bzw. Antragsgegnerin – in einem Verfahren 
mit dem Begünstigten die für die Beurteilung des Falles 
wesentlichen Informationen aus dem Stiftungsakt vor-
zulegen hat. 161 Eine Nichtvorlage von wesentlichen Ur-
kunden im Verfahren kann zu Lasten der Stiftung gehen. 
Denn nur sie kann beurteilen, welche Informationen dem 
Begünstigten im Sinne von Art 552 § 9 PGR zu gewähren 
sind. Im Verfahren über ein Auskunftsersuchen obliegt 
es zudem der Stiftung darzulegen, ob und inwieweit das 
Informations- und Auskunftsrecht eingeschränkt oder – 
infolge Erfüllung – bereits konsumiert ist; sie hat die ent-
sprechende Behauptungs- und Darlegungslast. 162 Dabei 
besteht das Dilemma der Stiftung darin, dass sie dem Be-
günstigten Inhalte von Urkunden offenlegen muss, um 
deren Nichtbekanntgabe bzw. Geheimhaltung zu recht-
fertigen. 163 Die Stiftung hat demnach jene Dokumente zu 
individualisieren, hinsichtlich derer kein Einsichtsrecht 
des Begünstigten besteht und dies entsprechend darzu-
legen. 164 Im Anschluss daran hat der Begünstigte sein 
Akteneinsichtsbegehren zu konkretisieren. 165

Für die Einsicht in Dokumente, die per se vom Infor-
mationsrecht des Begünstigten ausgenommen sind (z. B. 
die zeitlich vor der Gründung geführte Korrespondenz 
mit dem Stifter), trägt hingegen der Begünstigte die Be-
hauptungs- und Beweislast dafür, dass eine Einsicht in 

159	Art 19 Abs 3 AussStrG. S. dazu Ungerank, Rechtsprechung zum 
liechtensteinischen Stiftungsrecht, in: Schurr (Hrsg.), Der Gene-
rationenwechsel in der Stiftungslandschaft. Band des 4. Liech-
tensteinischen Stiftungsrechtstages 2011, S. 32 f., wonach der 
Ausschluss der Öffentlichkeit nach Art 19 Abs 3 AussStrG im 
Stiftungsaufsichtsverfahren aufgrund des Diskretionsbedürfnis-
ses der Parteien grosszügig zu handhaben ist, insbesondere bei 
Fragen über die Begünstigtenstellung oder die Vermögensver-
hältnisse der Stiftung. 

160	OGH 03.07.2008, LES 2008, 439.
161	Vgl. OGH 11.04.2014, LES 2014, 122; OGH 23.07.2004, LES 2005, 

392.
162	BuA Nr. 13/2008, S. 66; OGH 01.12.2017, LES 2018, 47; OGH 

01.12.2017, LES 2018, 43; OGH 06.10.2017, LES 2017, 192; OGH 
11.04.2014, LES 2014, 122; vgl. auch OGH 07.10.2016, LES 2016, 
256; für Deutschland: BGH 08.09.2016, BGH III ZR 7/15, E. 17, 
sog. «sekundäre Darlegungslast».

163	Ungerank, Rechtsprechung zum liechtensteinischen Stiftungs-
recht, in: Schurr (Hrsg.), 5 Jahre neues Stiftungsrecht. Unter-
nehmensträgerschaft, Haftung, Anerkennung und Philanthropie. 
Band des 7. Stiftungsrechtstages, S. 60, wonach in solchen Fällen 
gemäss Art 22 AussStrG i.V.m. den §§ 298, 306 ZPO die Gesamt-
urkunde dem Gericht vorgelegt werden kann, damit der Richter 
nach Einsichtnahme in die gesamte Urkunde dem Begünstigten 
die Einsicht in lediglich Teile der Urkunde gewährt, wobei aber 
auch hier das Problem besteht, dass der Richter seine Entschei-
dung nachvollziehbar begründen muss.

164	OGH 01.12.2017, LES 2018, 47; vgl. auch OGH 06.10.2017, LES 
2017, 192.

165	OGH 11.04.2014, LES 2014, 122.

und Mittelverwendung. Weitere Angaben (z. B. über die 
Ertrags- und Finanzlage der Stiftung) sind darin nicht 
enthalten und es werden insbesondere auch keine Jah-
resberichte oder Vermögensverzeichnisse der Stiftung 
beigefügt. (Erst) wenn sie Missstände in der Verwaltung 
und Verwendung des Stiftungsvermögens feststellt, er-
stattet die Revisionsstelle hierüber einen umfassenden 
Bericht an die Stiftungsaufsichtsbehörde. Solange der 
Bericht der Revisionsstelle keine Beanstandungen ent-
hält, sind aber keine weiteren Unterlagen einzureichen 
und ist die Stiftungsaufsichtsbehörde auch nicht befugt, 
weitere Auskünfte von der Stiftung zu verlangen. Die we-
sentlichen Stiftungsinformationen über die Begünstigten 
und ihr Vermögen verbleiben somit im Vertraulichkeits-
bereich der Stiftung.

D.  Rechtsdurchsetzung

1.  Ausserstreitverfahren
Das Auskunftsrecht eines Begünstigten ist im Ausser-
streitverfahren geltend zu machen. 151 Es setzt keinen 
Nachweis eines rechtlichen Interesses voraus, wie etwa 
der Nachweis von Unregelmässigkeiten bei der Verwal-
tung des Stiftungsvermögens; ein rein wirtschaftliches 
Interesse des Begünstigten genügt. 152

Die Beschlüsse des Landgerichts im Ausserstreitver-
fahren können mit Rekurs beim Obergericht angefochten 
werden. 153 Insofern das Obergericht den erstinstanzli-
chen Beschluss bestätigt, ist dessen Entscheidung end-
gültig. 154 (Nur) gegen diskonforme Entscheidungen des 
Obergerichts steht der Revisionsrekurs an den Obersten 
Gerichtshof zur Verfügung. 155 Die Wirkungen des Be-
schlusses des Aufsichtsgerichts (Gewährung der Infor-
mations- und Auskunftsrechte) treten erst mit Rechtskraft 
des Beschlusses ein. 156

Das Verfahren und die mündlichen Verhandlungen 
vor den ordentlichen Gerichten sind grundsätzlich öf-
fentlich, 157 insbesondere die Entscheidungsverkün-
dung. 158 Bei berücksichtigungswürdigen Gründen kann 

151	Art 552 § 9 Abs 4 PGR.
152	OGH 23.07.2004, LES 2005, 392.
153	Art 45 ff. AussStrG.
154	Sog. Konformitätssperre; Art 62 Abs 2 AussStrG; vgl. OGH 

06.10.2017, LES 2017, 192.
155	Art 62 Abs 1 AussStrG; vgl. OGH 05.02.2016, LES 2016, 61.
156	Art 43 Abs 1 AussStrG. Eine vorläufige Zuerkennung von Ver-

bindlichkeit oder Vollstreckbarkeit des Beschlusses (Art 44 
AussStrG) kommt bei der Gewährung des Informations- und 
Auskunftsrechts nicht in Frage. Hier gilt im Sinne der Einheit 
der Rechtsordnung dasselbe wie bei der Einsicht von Drittperso-
nen in gerichtliche Akten: Die Akteneinsicht ist erst nach Eintritt 
der Rechtskraft der stattgebenden Entscheidung auf Einsicht zu 
gewähren (Ungerank, Zur Zulassung der Nebenintervention, in: 
Schumacher/Zimmermann (Hrsg.), 90 Jahre Fürstlicher Oberster 
Gerichtshof, Festschrift für Gert Delle Karth, Wien 2013, S. 985; 
vgl. dazu auch ö-OGH 15.12.2014, 6 Ob 197/14k).

157	Art 19 Abs 1 AussStrG.
158	Vgl. Art 6 EMRK. In der Praxis wird im Aufsichtsverfahren der 

enderledigende Beschluss nicht öffentlich verkündet, sondern 
schriftlich ausgefertigt und den Parteien zugestellt (Art 36 Abs 1 
und Art 38 AussStrG).
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stellung von Kopien (nach Durchführung des Aktenein-
sichtsrechts) zu dulden. 175

4.  Im internationalen Verhältnis
Im Rahmen des internationalen Gesellschaftsrechts wird 
die eigene Rechtsfähigkeit der Stiftung auch von einem 
ausländischen Gericht anerkannt. 176 Im internationalen 
Verhältnis richten sich die Angelegenheiten der Stiftung 
nach ihrem Personalstatut und damit nach liechtenstei-
nischem Recht. Insbesondere richtet sich in einem aus-
ländischen Verfahren bei einem Auskunftsersuchen die 
Verteilung der Darlegungs- und Beweislast im Stiftungs-
recht nach dem materiellen Recht (lex causae) und damit 
ebenfalls nach dem Personalstatut der Stiftung; hierauf ist 
liechtensteinisches Recht anwendbar. 177

5.  Schiedsgerichtsbarkeit
Die Statuten von Stiftungen sehen oftmals eine Schieds-
klausel vor. Eine solche einseitige Anordnung der 
Schiedsgerichtsbarkeit ist zulässig. 178 Dies gilt auch für 
altrechtliche Stiftungen. 179 Eine statutarische Schiedsklau-
sel bindet sowohl die Organe der Stiftung als auch die 
Begünstigten selbst. 180

Der Informations- und Auskunftsanspruch der Be-
günstigten ist nach der mittlerweile gefestigten Recht-
sprechung objektiv schiedsfähig; die Begünstigten 
können diese Rechte vor einem Schiedsgericht geltend 
machen. 181 Sehen die Stiftungsstatuten eine Schieds-
klausel vor, sind sie dazu nicht nur berechtigt, sondern 
auch verpflichtet. Dem Verfahren vor den ordentlichen 
Gerichten steht die Schiedseinrede und damit der Ein-
wand der sachlichen Unzuständigkeit der ordentlichen 
Gerichte entgegen.

Der wesentliche Vorteil eines Schiedsverfahrens liegt 
in seiner Vertraulichkeit; während das Verfahren vor den 
ordentlichen Gerichten stets öffentlich (im Sinne von 
Art 6 EMRK) ist, ist dies beim Schiedsverfahren gerade 
nicht der Fall. Die Vertraulichkeit der Stiftungsangelegen-
heiten wird damit gewahrt. 182 Zudem ist der Instanzen-
zug im Schiedsverfahren beschränkt; der Schiedsspruch 

175	OGH 06.10.2017, LES 2017, 192.
176	Vgl. für Deutschland: BGH 08.09.2016, BGH III ZR 7/15, E. 13; 

BGH 03.12.2014, BGH IV ZB 9/14, E. 22 ff.; s. allgemein zur An-
erkennung liechtensteinischer juristischer Personen im Ausland 
ausführlich Prast, LJZ 2012, S. 119 ff. m.w.N.

177	Vgl. BGH 08.09.2016, BGH III ZR 7/15, E. 15 m.w.N.
178	§ 598 Abs 2 ZPO; § 634 Abs 2 ZPO; StGH 04.02.2013, StGH 

2012/94, LES 2013, 68; OGH 16.02.2012, LES 2012, 122.
179	Vgl. StGH 25.10.2010, StGH 2010/74, E. 4.3.
180	OG 16.05.2012, LJZ 2012, 67; vgl. auch StGH 01.07.2014, StGH 

2014/18, E. 4.3.
181	StGH 04.02.2013, StGH 2012/94, E. 2.2, LES 2013, 68; bestätigt 

in OG 15.11.2017, LES 2017, 216; vgl. auch OGH 05.02.2010, 
LES 2010, 239; OGH 04.09.2008, LES 2009, 48; s. dazu ausführ-
lich Walser, Schiedsfähigkeit im liechtensteinischen Recht, Vaduz 
2018, S. 242 ff.

182	So sehen etwa die Bestimmungen der liechtensteinischen 
Schiedsordnung (sog. Liechtenstein Rules) einerseits Regeln zur 
Stärkung der Vertraulichkeit im Schiedsverfahren vor (z. B. eine 
Konventionalstrafe bei Verletzung von Geheimhaltungsvorschrif-
ten) und sind andererseits auf eine einfache, rasche und kosten-
günstige Verfahrensdurchführung ausgerichtet (Art 15 Liechten-
stein Rules).

solche Unterlagen für die Kontrolle der Stiftung notwen-
dig ist. 166

Das Begehren um Information und Auskunft hat das 
(im Ausserstreitverfahren gelockerte) Bestimmtheitsge-
bot zu beachten. Ein Antrag, wonach vollumfängliche 
Einsicht in die Akten der Stiftung begehrt wird, wäre un-
zulässig; der Begünstigte hat sein Begehren soweit mög-
lich zu präzisieren, wobei aber eine Benennung konkre-
ter Dokumente nicht verlangt wird. 167

Der Begünstigte kann seine Informations- und Aus-
kunftsrechte im Übrigen auch dann gegen die Stiftung 
geltend machen, wenn diese bereits gelöscht bzw. been-
det wurde; für sie ist vorab ein Beistand zu bestellen. 168

3. � Herausgabe von Urkunden (Editionsklage) 
im streitigen Verfahren

Gemäss Art XVI EGZPO 169 kann die Vorlage einer ge-
meinschaftlichen Urkunde 170 auch ausserhalb eines an-
hängigen Rechtsstreits im Wege der Klage und somit 
im streitigen Verfahren gefordert werden. 171 Der Kläger 
muss hier allerdings ein privatrechtliches Interesse an der 
verlangten Bucheinsicht haben; ein bloss wirtschaftliches 
Interesse reicht nicht aus. 172

Die Vorlagepflicht setzt die Gemeinschaftlichkeit der 
Urkunde voraus; die Urkunde muss im Interesse auch 
des Ausfolgungsklägers errichtet worden sein bzw. sie 
muss die gegenseitigen Rechtsverhältnisse zwischen den 
Prozessparteien beurkunden. Im Ergebnis muss die Ur-
kunde somit – auch – dazu bestimmt sein, dem Aus-
folgungskläger als Beweismittel zu dienen. Massgebend 
ist damit nicht der Inhalt der Urkunde, sondern der 
Zweck ihrer Errichtung. Instruktionen des Stifters oder 
Beschlüsse des Stiftungsrats sind grundsätzlich aber in-
terne Schriftstücke, die nicht dazu bestimmt sind, Be-
günstigten als Beweismittel zu dienen; sie sind nicht als 
gemeinschaftliche Urkunden anzusehen und unterliegen 
daher keiner Herausgabeklage. 173 Die entsprechende 
Abgrenzung der Urkunde erfolgt jedoch im Einzelfall. 
So sind etwa Ausschüttungsbeschlüsse des Stiftungsrats 
auch an die Begünstigten adressiert und daher wohl als 
gemeinschaftliche Urkunden anzusehen, die herausver-
langt werden können.

Die Herausgabe von Urkunden durch die Stiftung an 
den Begünstigten konsumiert allerdings dessen Einsichts-
rechte nicht. Art 552 § 9 PGR enthält nur ein Recht auf 
Einsichtnahme, nicht aber einen Herausgabeanspruch. 
Somit steht dem Begünstigten auch dann noch ein Ein-
sichtsrecht zu, wenn diese Dokumente dem Begünstig-
ten schon (zum grössten Teil) herausgegeben wurden. 174 
Im Grunde hat die Stiftung nur (aber immerhin) die Her-

166	OGH 01.12.2017, LES 2018, 43.
167	OGH 11.04.2014, LES 2014, 122; vgl. auch OGH 06.10.2017, LES 

2017, 192.
168	StGH 05.02.2019, StGH 2018/5, LES 2019, 72; OGH 01.12.2017, 

LES 2018, 47; StGH 23.10.2009, StGH 2008/2, GE 2010, 360.
169	Entspricht Art XLIII ö-EGZPO.
170	§ 304 ZPO.
171	OGH 05.06.2003, LES 2004, 67; vgl. auch OGH 04.05.2005, LES 

2006, 191.
172	OGH 05.07.2007, LES 2008, 95.
173	OGH 05.06.2003, LES 2004, 67.
174	OGH 06.10.2017, LES 2017, 192; StGH 28.10.2014, StGH 2014/68.
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kann nur (aus eingeschränkten Gründen) beim Ober-
gericht mittels Aufhebungsklage angefochten werden 
(§ 628 ZPO). Somit ist ein Schiedsverfahren in der Regel 
auch schneller als ein Verfahren vor den ordentlichen 
Gerichten.

E.  Zusammenfassung und Würdigung
Bei privatnützigen Stiftungen steht den Begünstigten ein 
umfassendes und weit auszulegendes Recht auf Infor-
mation und Auskunft betreffend alle Gebarungen und 
Geschäftsfälle der Stiftung zu. Dieses Recht dient der 
Kontrolle und Überwachung der Stiftung, ist als wesent-
licher Bestandteil der internen Foundation Governance 
zwingend und steht auch den Ermessensbegünstigten 
zu. Es beinhaltet insbesondere Informationen über die 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Stiftung und 
erstreckt sich auch auf die Vergangenheit. Dies gilt jeden-
falls dann, wenn ein Begünstigter ein entsprechendes 
Begehren an den Stiftungsrat stellt; der Stiftungsrat ist 
in diesem Fall zur umfassenden Auskunft verpflichtet. 
Die Übermittlung einzelner Dokumente (z. B. Revisions-
stellenbericht) genügt nicht. Hingegen trifft die Stiftung 
grundsätzlich keine Pflicht zur proaktiven Information 
der Begünstigten. Tut sie dies dennoch, liegt es in ihrem 
Ermessen, welche Informationen sie erteilt. 

Eine Einschränkung des Informations- und Auskunfts-
rechts der Begünstigten besteht bei besonderen Konstel-
lationen und Interessenlagen. Dies ist bei unlauteren Ab-
sichten, bei Rechtsmissbrauch oder bei widerstreitenden 
Interessen der Stiftung, der anderen Begünstigten oder 
zum Schutz des um Auskunft ersuchenden Begünstigten 
der Fall. Der Stiftungsrat hat hier den Umständen des 
Einzelfalles Rechnung zu tragen. Darüber hinaus kann 
durch eine entsprechende Organisation der Stiftung das 
Informations- und Auskunftsrecht der Begünstigten bei 
einem Widerrufsrecht des Stifters oder der Einrichtung 
eines Kontrollorgans beschränkt bzw. bei einer freiwil-
ligen Unteraufsichtstellung unter die Aufsicht der Stif-
tungsaufsichtsbehörde gänzlich ausgeschlossen werden. 
Insofern stehen dem Stifter bzw. dem Stiftungsrat über 
den Einzelfall hinaus besondere Organisationsmassnah-
men zur Verfügung, um den berechtigten Erwartungen 
der Beteiligten an Vertraulichkeit Rechnung zu tragen. 
Durch die Aufnahme einer statutarischen Schiedsklausel 
kann das Verfahren zur Informationsdurchsetzung so-
wohl vertraulich als auch rasch und effizient ausgestaltet 
werden.

Das neue Stiftungsrecht bietet im Ergebnis sowohl im 
Einzelfall als auch darüber hinaus ausreichende Mittel 
zur Kontrolle der Stiftung sowie zum Schutz der Stiftung 
vor Missbrauch und zur flexiblen Ausgestaltung der In-
formations- und Auskunftsrechte von Begünstigten, ins-
besondere von Ermessensbegünstigten. 




